
kunftssicher, die auf ei-
ne 
• umlagefinanzierte 

und eine 
• kapitalgedeckte Säule 

setzen. 
Und die besten Staaten 
im Ranking – sie haben 
sich für eine Kombinati-
on beider Säulen ent-
schieden – gelten auch 
in anderen Studien häu-
fig als Vorbild für ein zu-
kunftsfähiges Rentensys-
tem: 
Dänemark und die Nie-
derlande beispielsweise 
bieten eine Einheitsrente 
als Grundlage, ergänzt 
um private und betriebli-
che Vorsorge. 
 
Schweden als Spitzenrei-
ter setzt indes darauf, 
dass die Bürger für ihre 
Altersvorsorge auch den 
Kapitalmarkt nutzen – in 
einem vom Staat gema-
nagten Fonds mit niedri-
gen Verwaltungskosten. 

Schaut man sich 
die Ergebnisse 
für Deutschland 
im Detail an, 
wird klar, was 
hierzulande be-
sonders negativ 
ins Gewicht fällt:  
Vor allem bei der 
Ausgangslage 
schneidet 
Deutschland 
schlecht ab – es 
gibt immer mehr 
Alte, im Verhält-
nis immer weni-
ger Junge.  

Bis heute versuchen 
sich die jeweils regie-
renden Parteien immer 
wieder an einer Renten-
reform; allerdings nur 
mit mäßigem Erfolg, 
wenn man dem Global 
Pension Report der Alli-
anz-
Versicherungsgruppe 
glaubt. Für ihren Index 
hat die Allianz in den 
Kategorien  
• Ausgangslage,  
• Nachhaltigkeit und  
• Angemessenheit die 

Rentensysteme  
von insgesamt 70 Staa-
ten miteinander vergli-
chen. Deutschland lan-
det im Gesamtranking 
lediglich auf Platz 26, 
also im oberen Mittel-
feld.  
An die Spitze schaffen 
es drei andere europäi-
sche Staaten– Schwe-
den, Belgien und Däne-
mark. 
Reiche Ölnationen wie 

Saudi-Arabien landen 
am Ende des Rankings. 
In den Top Ten finden 
sich nur westliche In-
dustriestaaten. 
Die hinteren Plätze ge-
hen überwiegend an 
ärmere Länder wie La-
os, Kenia oder den Li-
banon als Schlusslicht. 
Aber auch Frankreich 
landet mit Platz 51 im 
letzten Drittel.  
Rentensysteme mit 
zwei Säulen sind be-
sonders zukunftssicher. 
Die Allianz als Heraus-
geber des Rankings ist 
beim Thema Rente 
zwar nicht ganz unab-
hängig – schließlich 
bietet die Versicherung 
selbst private, kapital-
gedeckte Vorsorgepro-
dukte fürs Alter an. 
Doch auch die Mehr-
zahl der internationalen 
Experten hält jene Ren-
tenversicherungssyste
me für besonders zu-

Ein nachhaltiges Rentensystem für uns!    
Auf einen Blick 

• Das deutsche Ren-
tensystem ist im in-
ternationalen Ver-
gleich weit weg von 
der Spitzengruppe - 
auf Platz 26. 

• Hauptursachen sind 
Ideologische Denk-
fehler, die zu den 
immer gleichen diri-
gistischen Eingriffen 
in die Selbstorgani-
sation der Bürger 
führen. Der Staat  
darf nur den Ord-
nungsrahmen schaf-
fen. Die Eigenverant-
wortung kann er den 

Menschen nicht ab-
nehmen. 

• Auf dieser Grunder-
kenntnis entwickeln 
wir nach der Analyse 
der verschiedene 
Rentenmodelle ein 
Vier-Säulen-
Baukasten-Modell 
der Liberalen Senio-
ren Baden-
Württembergs.   

1. Flexibler  
    Renteneintritt 
2. liberale Basisrente 
3. kapitalgedeckter  
    Rentenstaatsfond 
4. kapitalgedeckte   
    private Vorsorge 
 
Ihr 
LSI Arbeitskreis  
Rente  

Liberale Senioren Initiative Baden-Württemberg e. V.   2021 Rentenmodelle  

Arbeitskreis  
 

Rente 
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Exkurs: Grundlagen der Rentenversicherung  
Lassen Sie uns einen 
Blick auf die Grundla-
gen der Rentenversi-
cherung werfen.  
 
„Die gesetzliche Ren-
tenversicherung 
(GRV) in Deutschland 
ist ein Zweig des ge-
gliederten Sozialversi-
cherungssystems, der 
vorwiegend der Alters-
vorsorge von Beschäf-
tigten dient. Versi-
cherte und ihre Hin-
terbliebenen haben 
Anspruch auf eine 
Rente, wenn die für 
die jeweilige Rente 
erforderlichen versi-
cherungsrechtlichen 
und persönlichen Vor-
aussetzungen vorlie-
gen (Rentenanspruch). 
 
Neben den abhängig 
Beschäftigten sind in 
der Rentenversiche-
rung auch bestimmte 
Selbstständige pflicht-
versichert. Daneben 
ist eine freiwillige Ver-
sicherung grundsätz-
lich möglich. Neben 
Altersrenten werden 
Renten bei verminder-
ter Erwerbsfähigkeit 
und Renten an Hinter-
bliebene sowie Leis-
tungen zur Rehabilita-

tion erbracht. 

Vornehmlich wird die 
gesetzliche Renten-
versicherung durch 
ein Umlageverfahren 
finanziert. Das heißt, 
dass die Beiträge der 
derzeitigen Beitrags-
zahler unmittelbar als 

Renten an die derzeiti-
gen Rentner ausge-
zahlt werden. Durch 
die Gutschrift von Ent-
geltpunkten erwerben 
sie gleichzeitig eigene 
Ansprüche auf Rente 
in ihrer Rentenbezugs-
phase (sogenannter 
Generationenvertrag). 
Da das System zu-
schusspflichtig aus 
dem Bundeshaushalt 
ist, stellt sich die äu-
ßerst umstrittene Fra-
ge, ob diese jährlichen 
Zuschüsse für die 
nicht beitragsgedeck-
ten Leistungen ausrei-

chen. 

Angesichts des demo-
graphischen Wandels 
wird häufig gefordert, 
die Finanzierung der 
Alterssicherung von 
einem umlagefinan-
zierten auf ein kapital-
bildendes System um-
zustellen, wobei die 
Form privater Alterssi-
cherung favorisiert 
wird. Dabei wird häufig 
ebenfalls bestritten, 
dass der demografi-
sche Wandel das um-
lagefinanzierte Ren-
tensystem tatsächlich 
infrage stellt und dass 
ein Kapitaldeckungs-
system eine effektive-
re und sozial gerechte-
re Finanzierung der 
Renten ermöglicht.“ 
         Quelle Wikipedia  
 

Aktuell ist der Einkom-
mensanteil der gesetz-
lichen Rentenversiche-
rung  mit 63% absolut 

dominant (siehe Grafik 
1; Seite 3). Alles in allem 
bilden die unterschiedli-
chen Systeme der Alters-
versorgungen allerdings 
einen Patchworkteppich 
(siehe Grafik 2).   
 
Was wird nun diskutiert? 
Meistens wird nur an we-
nigen Stellschrauben ge-
dreht, wie an der hochge-
lobten Grundrente, die 
nichts grundsätzlich än-
dert, sondert nur Geld 
kostet. 
Die Diskussionen drehen  
sich um 
• Zwangsmitgliedschaft 

in die gesetzliche Ren-
tenversicherung für 
alle 

• Ausdehnung der Bei-
tragspflicht für sämtli-
che Einkünfte 

• Wegfall der Beitrags-
bemessungsgrenze 

• arbeitgeberfinanzier-
ter Pflichtzuschuss für 
niedrige Einkommen  

um nur einige Beispiele 
zu nennen. 
 
Aber die Ausweitung der 
Beitragszahler auf die 
späteren Rentner löst 
kein demografisches 
Problem!  
Ideologische Denkfehler 
führen zu den immer 
gleichen dirigistischen 
Eingriffen in die Selbstor-
ganisation der Bürger. 
Der Staat  darf nur den 
Ordnungsrahmen 
schaffen.  
Die Eigenverantwortung 
kann er den Menschen 
nicht abnehmen. 
 

Derzeit werden so-
wohl von der Politik 
als auch von Anla-
geberatern neue 
Rentenmodelle zur 
Diskussion gestellt. 
Ziel ist es, die kapi-
talgedeckte Alters-
vorsorge der zwei-
ten und dritten 
Säule der Alterssi-
cherung attraktiver 
zu machen. Bisheri-
ge Formate wie die 
Riester-Rente lei-
den unter niedrigen 
Renditen sowie ho-
hen Verwaltungs- 
und Provisionskos-
ten.  
Für abhängig Be-
schäftigte ist die 
kapitalgedeckte 
Altersvorsorge als 
Ergänzung zur ge-
setztlichen Renten-
versicherung (GRV) 
gedacht und soll im 
Zuge des abneh-
menden Rentenni-
veaus den Lebens-
standard im Alter 
sichern helfen.  
 
Selbstständige 
müssen sich bisher 
- mit einigen Aus-
nahmen - nicht 
pflichtversichern. 
Eine Pflicht zur Ab-
sicherung erscheint 
aber sinnvoll, denn 
laut Alterssiche-
rungsbericht der 
Bundesregierung 
ist der Anteil der 
vormals Selbststän-
digen, die im Alter 
Grundsicherung 
beziehen, etwa 
doppelt so hoch als 
bei denjenigen, die 
vorher abhängig 
beschäftigt waren.      
 



Das ursprüngliche 
Konzept der Gesetzli-
chen Rentenversiche-
rung war der Generati-
onenvertrag. 
 
Zur Zeit von Konrad 
Adenauer und Ludwig 
Erhard beruhte der 
Vertrag darauf, dass 
Renten aus den Beiträ-
gen der Einzahler aus-
kömmlich finanziert 
wurden. Jedem Beitrag 
in die Versicherung 
stand ein entspre-
chend hoher Renten-
anspruch im Alter ge-
genüber. Es galt das 
Gegenseitigkeitsprin-
zip „JUNG sorgt für ALT“ 

 
Dieses Prinzip ist von 
den Regierungen 
durch eine ganze Rei-
he versicherungsfrem-
der Leistungen ausge-

höhlt worden. Und 
zwar durch Leistungen, 
aus Wahlversprechen 
heraus, die direkt 
durch Steuermittel hät-
ten bezahlt werden 
müssen. Da sind zu 
nennen: 
• Die sog. Grundrente  
• Renten mit 63 
• Mütterrenten 
• Wiedergutma-

chungszahlungen 
• Ausgleichszahlun-

gen verschiedenster 
Art 

und zu guter letzt noch 
die Negativzinsen der 
Europäischen Zentral-
bank die direkte Ein-
wirkungen auf künftige 
Rentenerträge hat.  
Das ist eine Einkom-
mensumverteilung 
vom Bürger zum Staat. 
Warum funktioniert 
das alte Prinzip der 

Gegenseitigkeit nicht 
mehr für die Zukunft? 
 
Einer der Hauptgründe 
ist der demografische 
Wandel.  
 
Experten wie Raffelhü-
schen und Rürup  bele-
gen mit stichhaltigen 
Zahlen, das Rentenni-
veau wird sinken! 
 
Andere Experten sind 
der Meinung, dass die 
Kaufkraft aber auch in 
Zukunft erhalten blei-
ben wird. Aber diese 
Annahme geht von un-
veränderter oder fal-
lender Inflation aus! 
Diese Annahme wird 
sich allerdings in Nach-
Coronazeiten als 
falsch herausstellen.  
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Exkurs: Die Rentenproblematik  

Ideologische 
Denkfehler  
führen zu den 
immer gleichen 
dirigistischen 
Eingriffen in die 
Selbstorganisa-
tion der Bürger.  
 
Der Staat  darf 
nur den Ord-
nungsrahmen 
schaffen.  
 
Die Eigenver-
antwortung 
kann er den 
Menschen nicht 
abnehmen. 

Patchworkteppich unterschiedlicher Systeme 
der Altersversorgung in Deutschland 

Grafik 1 

Grafik 2 
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Exkurs: Rentenpolitische Prognosen  
Die sogenannten zwei neuen 
Haltelinien für die gesetzliche 
Rentenversicherung besagen: 
Bis 2025 soll ein Sicherungsni-
veau von 48 Prozent nicht unter
- und ein Beitragssatz von 20 
Prozent nicht überschritten wer-
den. Die weitere Entwicklung 
dieser Größen nach 2025 wird 
hingegen nicht weiter themati-
siert. Anhand eines einfachen 
Simulationsmodells wird ge-
zeigt, dass die Varianten, die 
von dem ursprünglichen Anpas-
sungspfad abweichen, zwar zu 
einem höheren Sicherungsni-
veau führen, gleichzeitig jedoch 
nur mit einem höheren Beitrags-
satz beziehungsweise mit zu-
sätzlichen Steuermitteln finan-
ziert werden können. Insbeson-
dere, wenn diese beiden Halteli-
nien über 2025 hinaus festge-
schrieben werden, muss der 
Anteil der Bundesmittel an der 
Finanzierung der Rentenversi-
cherung von gegenwärtig rund 
30 Prozent auf über 37 Prozent 
in 2030 erhöht werden. In allen 
Varianten wird die künftige Bei-
tragszahlergeneration stärker 
belastet, als es unter Beibehal-
tung der gegenwärtigen Renten-
anpassungsformel der Fall wä-
re. [Quelle: IW, Köln] 
 
Der Jugend- und der Altenquo-
tient sind zwei Indikatoren aus 
der Demografie, die zur Be-
schreibung des Verhältnisses 
der Generationen  
zueinander herangezogen wer-
den. Sie werden häufig auch als 
Belastungsmaße interpretiert. 
Als Belastungsmaß sollen sie 
über das  
Verhältnis der nicht erwerbstäti-
gen zur erwerbstätigen Bevölke-
rung Auskunft geben. Im Zeitver-
lauf sollen sie die Entwicklung 
der (unter  
anderem finanziellen) Belastung 
der Erwerbsbevölkerung durch 
die Versorgung der Jungen bzw. 
Alten beschreiben. 



Die gesetzlich definier-
te Rentenberechnung 
orientiert sich an der 
Lohnentwicklung des 
vergangenen Jahres. 
Damit kann die Anpas-
sung nicht auf aktuelle 
Herausforderungen 
reagieren.  
 
Die Auswirkungen der 
Corona-Krise würden 
die gesetzlichen Rent-
ner aber zeitversetzt 
zu spüren bekommen. 
Dieser Automatismus 
ist jedoch im Zuge der 
neuen Definition der 
doppelten Haltelinie 
bis zum Jahr 2025 in 
Teilen außer Kraft ge-
setzt worden.  
 
Deshalb droht in der 
Gesetzlichen Renten-
versicherung eine 
asymmetrische Last-
verteilung auf Kosten 
der Steuer- und Bei-
tragszahler. 
 
Die Rentenanpas-
sungsformel definiert, 
wie die jährliche Ren-
tenerhöhung berech-
net wird (§ 68, Abs. 5, 
SGB VI). Es gilt das 
Prinzip der dynami-
schen Rente, wonach 
die gesetzlichen Ren-
ten grundsätzlich der 
Lohnentwicklung fol-
gen.  
� Dafür sorgt der 
Bruttolohnfaktor, der 
sich aus dem Verhält-
nis der beitragspflichti-
gen Durchschnittsver-
dienste aus dem ver-
gangenen Jahr zu de-

nen aus dem vorver-
gangenen Jahr errech-
net. Die daraus resul-
tierende Wachstums-
rate wird jedoch durch 
weitere Faktoren ge-
bremst: 
 
� Der Beitragssatz-
faktor - der Prozent-
satz des vergangenen 
Jahres im Verhältnis zu 
dem des vorvergange-
nen Jahres - verhin-
dert, dass Rentenerhö-
hungen einseitig zu 
Lasten der aktiv Versi-
cherten durchgesetzt 
werden können. Denn 
ein Anstieg des Bei-
tragssatzes im aktuel-
len Jahr bremst die 
Renten­erhöhung im 
Folgejahr. 
 

� Der Riester-Faktor 
trägt dem Umstand 
Rechnung, dass der 
Staat private Altersvor-
sorge im Umfang von 
bis zu 4 Prozent des 
beitragspflichtigen Ein-
kommens fördert. 
Spiegelbildlich wird 
deshalb das Wachs-
tum der beitragspflich-
tigen Durchschnitts-
entgelte lediglich zu 
96 Prozent berücksich-
tigt. Damit bleibt die 
Rentenentwicklung 
jedes Jahr etwas hinter 
der Lohnentwicklung 
zurück, wodurch das 
Sicherungsniveau 
langfristig sinkt. 
 

� Schließlich soll der 
Nachhaltigkeitsfaktor 
dem veränderten Rent-

nerquotienten Rech-
nung tragen. Dazu 
wird die Anzahl der 
fiktiven Standardrent-
ner (Rentenausgaben 
geteilt durch fiktive 
Standardrente) ins 
Verhältnis zu der An-
zahl fiktiver Durch-
schnittsverdiener ge-
setzt (Beitragsein-
nahmen geteilt durch 
Beitrag eines fiktiven 
Durchschnittsverdie-
ners). Allerdings geht 
die Veränderung des 
Faktors lediglich zu 
einem Viertel in die 
Rentenberechnung 
ein. Sinkt der Wert 
unter 1,0, wie im ak-
tuellen Rentenversi-
cherungsbericht für 
die Zeit ab dem Jahr 
2020 prognostiziert 
(BMAS, 2019, 55), 
dann wird die jährli-
che Rentenerhöhung 
zusätzlich gebremst. 
Die gesetzliche Ren-
tengarantie sorgt 
schließlich dafür, 
dass eine aus der For-
mel resultierende Kür-
zung zunächst ausge-
setzt und mit später 
möglichen Erhöhun-
gen verrechnet wird.  
 
� Der Nachholfak-
tor sieht dazu vor, 
künftige Rentenan-
passungen zu halbie-
ren, bis die ausgelas-
sene Kürzung kom-
pensiert ist. 
 

Wenn also die aktuel-
le Rentenrunde im 
Sommer die Verände-
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Exkurs: Rentenpolitische Fachbegriffe  
rungen 2019/2018 
reflektiert, dann ho-
len die gesetzlichen 
Renten damit nach, 
was die Arbeitneh-
mer bereits in der 
Vergangenheit er-
wirtschaftet haben. 
 
Entsprechend wür-
den die Folgen der 
Corona-Krise für die 
gesetzlichen Rent-
ner erst ab dem 
Jahr 2021 spürbar - 
zum Beispiel wenn 
das beitragspflichti-
ge Durchschnitts­
entgelt aufgrund 
einer steigenden 
Inanspruchnahme 
von Kurzarbeit oder 
Arbeitslosengeld 
schwächer wächst 
als erwartet oder 
gar sinkt. 
 
Sinkt in der Folge 
der Bruttolohnfak-
tor unter 1 – der 
Einfachheit halber 
sei unterstellt, dass 
die übrigen Fakto-
ren unverändert 
bleiben –, dann er-
gibt sich rechne-
risch eine Renten-
kürzung.  
 
Diese würde auf-
grund der Renten-
garantie ausge-
setzt, aber über die 
folgenden Jahre 
nachgeholt.  
[Quelle: IW, Köln] 
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Exkurs: Rentenmodelle der Parteien 
Da das Thema Ren-
te in die Gesetzge-
bung des Bundes 
fällt, werden die 
Konzepte aller der-
zeit im Bundestag 
vertretenen Parteien 
vorgestellt.  
 
Die CDU hat zur letz-
ten Bundestagswahl 
2017, im Gegensatz 
zu den meisten an-
deren Parteien, kein 
eigenes Rentenkon-
zept vorgelegt. Be-
gründet wurde dies 
damals mit der Aus-
sage, dass die Ren-
ten bis 2030 sicher 
seien. Aus der CDU 
gibt es Stimmen zu 
weiteren Erhöhun-
gen des Rentenein-
trittsalters. So kürz-
lich auch Hermann 
Gröhe (CDU): „Es 
darf zudem kein 
Denkverbot geben, 
ob wir Anreize benö-
tigen, auch länger 
als bis 67 Jahre zu 
arbeiten“. Gröhe ist 
Mitglied der Renten-
kommission der 
Bundesregierung.  
 
Im Gegensatz zur 
CDU ist die SPD mit 
einem eigenen Ren-
tenkonzept in den 
Bundestagswahl-
kampf gezogen. Eini-
ge Forderungen aus 
diesem Programm: 
• Gesetzlich garan-

tiertes Rentenni-
veau von mindes-
tens 48 Prozent 
bis 2030 

• Begrenzung des Bei-
tragssatzes auf 22 
Prozent bis 2030 

• Einführung eines 
steuerfinanzierten 
Demografiezuschus-
ses zur gesetzli-
chen  Rentenversi-
cherung 

• Dialog für einen neu-
en Generationenver-
trag und ein umfas-
sendes Reformpro-
gramm  zur Stabilisie-
rung des Rentensys-
tems 

• Einführung einer ge-
setzlichen Solidarren-
te für langjährig Be-
schäftigte 

Einbeziehung bisher 
nicht versicherter 
Selbstständiger in die 
gesetzliche Renten-
versicherung 

 
Die AfD ist ohne offi-
zielles Programm der 
Bundespartei in den 
letzten Bundestags-
wahlkampf gezogen.  
Klar ist jedoch, dass 
die AfD vor allem auf 
die private Altersvor-
sorge setzt. Parteichef 
Jörg Meuthen plädierte 
kürzlich sogar für die 
Abschaffung der ge-
setzlichen Rente. 
[siehe AfD-Modell 2020] 
 
Auf der FDP-Internet-
seite heißt es: 
„Angesichts des demo-
grafischen Wandels 
und der veränderten 
Arbeitswelt fordern die 
Freien Demokraten 
deshalb, den Generati-
onenvertrag neu zu 

beleben und die Rente 
enkelfit zu gestalten. 
Deutschland braucht eine 
Altersvorsorge nach dem 
Baukastenprinzip, die 
gleichermaßen auf ge-
setzliche, betriebliche 
und private Vorsorge 
setzt. Ein Onlineportal, 
das für jeden Bürger die 
verschiedenen Elemente 
abbildet, soll Transparenz 
bei den Bezügen und der 
Aufteilung der einzelnen 
Rentenanteile liefern. Zu-
dem will die FDP einen 
flexiblen Renteneintritt 
realisieren, der die per-
sönliche Erwerbsbiografie 
berücksichtigt und länge-
res Arbeiten ermöglicht.“ 
 
Die Linke fordert auf ih-
rem Internet-Portal:  „Die 
gesetzliche Rente muss 
den Lebensstandard im 
Alter wieder sichern und 
wirksam vor Armut schüt-
zen. Das sind die Grund-
pfeiler unserer Rentenpo-
litik. In einem der reichs-
ten Länder der Welt muss 
das selbstverständlich 
sein.“  
• Rentenniveau auf 53% 

anheben 
• Solidarausgleich für 

Niedriglohn 
• Ausbildungszeiten bes-

ser anerkennen 
 
Die Grünen wollen vor 
allem die gesetzliche 
Rente stärken: „Wir Grü-
ne wollen eine Alterssi-
cherung, die für alle Men-
schen funktioniert und in 
der alle solidarisch fürein-
ander einstehen […]. Da-
für stabilisieren wir das  

Rentenniveau und 
bauen die gesetzliche 
Rente zu einer Versi-
cherung für alle Bür-
gerinnen und Bürger 
um.“ 
 
Nachdem die AfD auf 
ihrem Parteitag 2020 
nachträglich ihr Ren-
tenmodell beschlos-
sen hat, hat auch ei-
ne Arbeitsgruppe in 
der CDU ein Konzept-
papier vorgestellt. 
 
AfD-Modell 2020: 
Abgeordnete, Selbst-
ständige und ein 
Großteil der Beamten 
sollen laut Programm
-kommission künftig 
auch Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenver-
sicherung zahlen. Da-
nach soll es nur Aus-
nahmen für Polizis-
ten, Staatsanwälte 
und andere mit ho-
heitlichen Aufgaben 
betraute Beamte ge-
ben.  Sie sollten wei-
terhin Pensionen er-
halten. Selbstständi-
ge sollen sich nur 
dann der gesetzli-
chen Rentenversiche-
rung entziehen kön-
nen, wenn sie eine 
private Altersvorsorge 
nachweisen.  
 
Das 2020 vorge-
schlagene  
CDU-Modell hat Bert 
Rürup in einem Han-
delsblattbeitrag als 
Irrweg bezeichnet. 
(siehe Seite 5) 



Der ehemalige 
„Wirtschaftsweise“ 
Bert Rürup ist SPD-
Mitglied und Politikbe-
rater. Seinen Schwer-
punkt bildet die Ren-
tenpolitik. Er kritisiert 
sowohl die Rentenpoli-
tik der SPD als auch 
die der CDU. 
 
In einem Handelsblatt-
Artikel  Ende Novem-
ber 2020 begrüßt er 
es, dass vor allem jun-
ge CDU-Mitglieder ein  
Eckpunktepapier er-
stellt  
haben, in dem bisheri-
ge Tabus infrage und 
angesprochen werden.  
 
Er ist aber der Mei-
nung, der vorgeschla-
gene Kurs sei ein Irr-
weg. 
 
Beiden Koalitionspar-
teien wirft er vor, die 
vollen öffentlichen 
Kassen benutzt zu ha-
ben, um die vermutete 
eigene Klientel zu be-
dienen.   
 
Die SPD setzte die 
Rente ab 63, die bis 
2025 geltende doppel-
te Haltelinie und ihr 
Prestigeprojekt, die 
Grundrente durch.   
Im Gegenzug bekam 
die Union jeweils Zula-
gen bei der Mütterren-
te.  
 
Alles auf Kosten der 
Steuerzahler  und der  
rentenfernen Jahrgän-
ge in der Zukunft. 

Nachhaltiges Regieren 
sieht anders aus. 
 
Die Unterzeichner des 
CDU-Reformpapiers 
schlagen als einen der 
Hauptpunkte vor, aus 
der gesetzlichen 
Rentenversicherung 
eine „Erwerbstätigen-
versicherung“ zu ma-
chen.  
Deshalb sollen ab 
2030 alle unter 30-
Jährigen, „die als Be-
amte, Selbstständige 
oder Politiker tätig sind 
beziehungsweise es 
werden“, in die gesetz-
liche Rentenversiche-
rung integriert werden. 
 
Kurzfristige Einkom-
menseinbußen sollten 
nach dem Papier ver-
mieden werden, indem 
die Beamtenbezüge 
entsprechend erhöht 
werden, sodass die 
Nettobezüge mit den 
heutigen Pensionen 
vergleichbar wären. 
 
Diese  in Österreich 
bereits durchgesetzte 
abgestufte Integration 
der Beamten in die 
gesetzliche Rentenver-
sicherung sei in 
Deutschland aus recht-
lichen Gründen so 
nicht möglich, weil  in 
der Beamtenversor-
gung  Deutschlands  
zwei Säulen der Alters-
versorgung zusam-
mengefasst sind: 
die gesetzliche und die 
betriebliche. Daher 
sind aus Gleichbe-

handlungsgründen die 
Angestellten und Arbei-
ter des Staates obliga-
torische Mitglieder ei-
ner Zusatzversiche-
rung. 
 
Damit ist klar: Die Ein-
beziehung der Beam-
ten in die Rentenversi-
cherung muss nicht 
nur hohe verfassungs- 
rechtliche Hürden 
meistern, sie würde in 
einer langen Über-
gangsphase ihre 
Dienstherren auch 
sehr viel Geld kosten. 
Was diese aus den 
obengenannten Grün-
den nicht haben. 
 
Rürup hält auch die 
Idee, die bisherige Re-
gelaltersgrenze in eine 
Regelversicherungszeit 
umzubauen für gut ge-
meint - , aber undurch-
führbar.  
 
Ausgehend von der 
Ende 2030 bei 67 Jah-
ren liegenden Regelal-
tersgrenze wird emp-
fohlen, dass für den 
abschlagsfreien Ren-
tenbezug im Alter von 
67 Jahren eine Regel-
versicherungszeit von 
45 Jahren gelten soll.  
Für Absolventen eines 
Master-Studiengangs 
oder gar nach einer 
Promotion sind 45 Ver-
sicherungsjahre bis 
zum 67. Lebensjahr 
ohne Anrechnung von 
Ausbildungsjahren 
nicht zu schaffen.  
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Exkurs: Rürup-Kritik am CDU-Rentenmodell 
Für vernünftig hält 
Rürup dagegen die 
Idee des Eckpunkte-
Papiers, die gesetzli-
che Rente durch ein 
obligatorisches kapi-
talgedecktes Renten-
system zu flankieren.  
 
Dazu schlagen die 
Unionspolitiker einen 
Rentenfonds vor, in 
den verpflichtend 
2,5 % des Brutto-
lohns sowie entspre-
chende 
Zuschüsse der öf-
fentlichen Hand flie-
ßen sollen. 
 
Diese Gelder sollen 
unter Berücksichti-
gung des Alters der 
Einzahler renditeori-
entiert angelegt wer-
den.  
 
Unklug dagegen sei 
der Vorschlag, der 
gesetzlichen Renten-
versicherung mit die-
sen Beiträgen ein 
kapitalgedecktes 
Standbein verschaf-
fen zu wollen. 
 
Alles in allem hält 
Rürup den CDU-
Vorschlag für einen 
Irrweg.  
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SPD-Grundrente vs. FDP-Basisrente 
FDP-Basisrente 
Es muss gelten: Wer 
gearbeitet und vorge-
sorgt hat, muss im  
Alter immer mehr ha-
ben als die Grundsi-
cherung – und somit 
mehr als derjenige, der 
das nicht getan hat.  
 
Notwendig ist eine  faire 
und zielgerichtete Hilfe 
gegen Altersarmut.  
Deshalb machen die 
FDP-Sozialpolitiker mit 
der Basis-Rente einen 
Vorschlag, der  
zielgenau gegen Alters-
armut wirkt und gut fi-
nanzierbar ist.  
 
Gleichzeitig werden kei-
ne ordnungspolitischen 
Probleme wie etwa die 
Abkehr vom Äquivalenz-
prinzip in der Renten-
versicherung oder der 
Zweckentfremdung von 
Beitragsgeldern für  
versicherungsfremde 
Leistungen aufgewor-
fen.  
 
Im Ergebnis soll durch 
die Basis-Rente sicher-
gestellt werden, dass 
nach einem fleißigen 
Arbeitsleben alle immer 
mehr haben als die 
Grundsicherung.  
 
Das wird erreicht durch 
einen Freibetrag bei der 
Grundsicherung im Alter 
für Einkünfte aus der 
gesetzlichen Rentenver-
sicherung.  
Die FDP schlägt einen 
Freibeitrag in Höhe von 
20 Prozent der Renten-
ansprüche vor.  
Zudem sollen Beantra-

gung und Auszahlung 
der Basis-Rente unter 
dem Dach der Renten-
versicherung zusam-
mengeführt werden, 
damit der Gang zum 
Sozialamt zukünftig ent-
fällt. 
 
Leistungen aus der ge-
setzlichen Rentenversi-
cherung werden heute 
vollständig auf die 
Grundsicherung im Al-
ter angerechnet.  
 
Dabei beläuft sich das 
Niveau der Grundsiche-
rung im Alter aktuell je 
nach Region auf rund 
850 Euro. Wenn also 
jemand nur eine kleine 
Rente von zum Beispiel 
450 Euro erhält, hat er 
noch einen Anspruch 
auf zusätzliche 400 Eu-
ro aus der Grundsiche-
rung.  
 
Das FDP-Modell soll 
ermöglichen, dass 
20 Prozent der Ren-
tenzahlung nicht 
mit der Grundsiche-
rung verrechnet 
werden und sich 
somit das verfügba-
re Einkommen er-
höht. Das wären im 
obigen Fall rund 90 
Euro zusätzlich im 
Portemonnaie – 
plus den Freibetrag 
für Einkünfte aus 
ggf. daneben beste-
hender betriebli-
cher oder privater 
Vorsorge. Nach 45 
Jahren Beschäfti-
gungszeit bei einem 
Verdienst von der 
Hälfte des Durch-

schnittslohns erhält  man 
durch die Basis-Rente ei-
nen Aufschlag von rund 
150 Euro. Somit ergibt 
sich nach einem langen 
Arbeitsleben bei selbst 
geringem Verdienst eine 
Basis-Rente von insge-
samt rund 1.000 Euro. 
Voraussetzung für die 
Auszahlung der Basis-
Rente ist eine Bedürftig- 
keitsprüfung.  
 
Damit ist die Basis-Rente 
eine faire Basis-
Absicherung und somit 
ein Baustein eines moder-
nen Rentensystems. Über-
schlagsweise kostet die 
Basis-Rente circa 400 Mil-
lionen Euro – also weitaus 
weniger als die 5 Milliar-
den Euro jährlich, die uns 
das Modell von Minister 
Heil kosten würde. Somit 
ist die Basis-Rente fair, 
zielgerichtet und finanzier-
bar! 
 

SPD-
Grundrente 
Heils Modell ist zum 
einen unfair, weil es 
mit dem bewährten 
Grundsatz der  
Rentenversicherung 
bricht, dass Einzah-
lung und Auszah-
lung zusammenhän-
gen. Wer zum Bei-
spiel stolze 34 Jah-
re eingezahlt hat, 
soll zukünftig erheb-
lich weniger aus der 
Rente bekommen 
als jemand, der nur 
geringfügig länger, 
dafür aber vielleicht 
in Summe weniger 
eingezahlt hat.  
 
Das ist respektlos 
gegenüber der Le-
bensleistung dieser 
Menschen. Und es 
ist zum anderen 
alles andere als ziel-
genau, weil entge-
gen der Ankündi-
gungen im Koaliti-
onsvertrag völlig 
ignoriert werden 
soll, ob zum Beispiel 
durch andere Ein-
künfte oder Erb-
schaften und Ver-
mögen überhaupt 
Altersarmut droht 
oder vorliegt – so 
dass auch sehr gut 
versorgte Menschen 
Heils Grundrente 
zusätzlich bekom-
men würden. Genau 
das macht den milli-
ardenschweren Vor-
schlag auch so teu-
er. Es passt ins Bild, 
dass offenbar auch 
die Finanzierungs-
frage gänzlich unge-
klärt ist. Ein durch-
dachtes und ver-
lässliches Modell 
sieht  anders aus.    

Linda Teuteberg: 
„Altersarmut zielgenau 
bekämpfen statt Willkür-
rente mit der Gießkanne“ 



Die FDP setzt sich für 
einen flexiblen Renten-
eintritt ab 60 Jahren 
ein.  
"Wer das 60. Lebens-
jahr erreicht hat und 
mit allen Altersvorsor-
geansprüchen mindes-
tens das Grundsiche-
rungsniveau erreicht, 
soll selbst entschei-
den, wann der Ruhe-
stand beginnt", heißt 
es in einem Beschluss-
vorschlag.  
 
Das Konzept folgt dem 
schwedischen Modell: 
wer früher geht, be-
kommt weniger, wer 
später geht, bekommt 
mehr. "Der demografi-
sche Wandel fängt 
bald erst richtig an und 
die Lebensläufe wer-
den immer vielfältiger. 
Geben wir den Men-
schen mehr Freiheit 
und einen selbstbe-
stimmten Rentenein-
tritt", unterstreicht der 

FDP-Rentenexperte 
Johannes Vogel. "Jeder 
soll Pilot seines eige-
nen Lebens sein." 
 
Angesichts des demo-
grafischen Wandels 
und des Fachkräfte-
mangels müsse das 
Renteneintrittsalter 
endlich flexibler gestal-
tet werden. "Aktuelle 
Studien haben diesen 
Sommer wieder ge-
zeigt: Die Zahl der 
Menschen die auch 
während ihres Renten-
bezugs noch arbeiten 
wollen, hat sich seit 
der Jahrtausendwende 
fast verdreifacht", sagt 
Vogel.  
 
Deshalb sollte neben 
der gezielten Verhinde-
rung von Altersarmut 
auch über Modernisie-
rungsfragen wie einen 
wirklich flexiblen Ren-
teneintritt diskutiert 
werden.  

 Das Sozialministerium 
von Hubertus Heil 
(SPD) sage selbst, ent-
gegen mancher Be-
hauptung stünden bei 
längerem Arbeiten 
nicht finanzielle Grün-
de im Vordergrund, 
sondern immaterielle 
Motive wie Freude an 
der Arbeit und Kontakt 
zu Mitmenschen. "Das 
verdeutlicht aber ein-
mal mehr: Ein starres 
Renteneintrittsalter ist 
aus der Zeit gefallen", 
kritisierte Vogel. 
"Leider kommt hier we-
der von Union und SPD 
noch vom Minister bis-
her etwas." Nicht mehr 
Politiker sollten ent-
scheiden, wann man in 
Rente gehe, "sondern 
jede und jeder selbst. 
Das würde auch die 
leidliche Debatte um 
das vermeintlich richti-
ge pauschale Eintritts-
alter beenden", so Vo-
gel. 
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Exkurs: Flexibler Renteneintritt 
Seit 2012 steigt die 
Altersgrenze für den 
Renteneinstieg in 
Deutschland stufen-
weise von 65 auf 
67 Jahre [2031].  
 
Der Grund für diese 
Entscheidung ist die 
demografische Ent-
wicklung in 
Deutschland:  
Männer haben in 
Deutschland inzwi-
schen eine durch-
schnittliche Lebens-
erwartung von über 
78 Jahren,  
Frauen können so-
gar damit rechnen, 
älter als 83 zu wer-
den – beides mit 
weiter steigenden 
Prognosen.   
 
Die Folge bei gleich-
zeitig lange stagnie-
renden Geburtenzif-
fern ist:  
 
Immer weniger jun-
ge Menschen ste-
hen einer wachsen-
den Zahl von Senio-
ren gegenüber, die 
länger Rente bezie-
hen.     
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Suspendierung des Nachholfaktors  
Die freien Liberalen 
lehnen - wie Bert Rürup 
- die Kernpunkte der   
Reformvorschläge der 
CDU zur Rentenpolitik 
ab.  Insbesondere:  
 
• Zwangsmitglied-

schaft in der gesetz-
lichen Rentenversi-
cherung für alle;  

• Ausdehnung der 
Beitragspflicht auf 
sämtliche Einkünfte;  

• Anhebung, wenn 
nicht gar Wegfall der 
Beitragsbemes-
sungsgrenze oder 

auch  
• ein neuer, allein ar-

beitgeberfinanzier-
ter Pflichtzuschuss 
zur gesetzlichen 
Rente bei Beschäf-
tigten mit niedrige-
ren Einkommen. 
 

Das aktuellste Beispiel 
einer Rentenpolitik, 
die nicht mehr an mor-
gen denkt, ist die un-
verantwortliche Sus-
pendierung des soge-
nannten Nachholfak-
tors in der Rente durch 
Union und SPD. Dieser 

soll sicherstellen, dass 
sich Löhne und Renten 
auch in Krisenzeiten 
langfristig im Gleich-
schritt bewegen und Las-
ten fair zwischen den 
Generationen verteilt 
werden. Jetzt, wo diese 
Frage akut wird, hat die 
FDP die Wiedereinfüh-
rung des Nachholfaktors 
im Bundestag beantragt 
– dies wurde nun von 
allen anderen im Parla-
ment vertretenen Frakti-
onen im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales abge-
lehnt. 

 

 

Flexibler  
Renteneintritt 
als zentrale 
Stell-
schraube 

Neben dieser 
zentralen 
Stellschraube 
muss ange-
sichts der De-
mographie die 
deutsche Al-
tersvorsorge 
aber auch die 
Chancen der 
kapitalge-
deckten Vor-
sorge noch 
deutlich inten-
siver nutzen. 
  
� Sie muss 
einfacher,  
� verbrau-
cherfreundlich
er und vor al-
lem  
� aktienori-
entierter wer-
den.  

Die dritte 
Stell-
schraube ist 
die liberale 
Basisrente  

Was sollte passieren?  Vorschläge der FDP 
Aber noch ist es nicht 
gänzlich zu spät für 
eine moderne Alterssi-
cherungspolitik, die 
ein auskömmliches 
Leben im Ruhestand, 
zielgenaue Bekämp-
fung von Altersarmut 
und finanzielle Nach-
haltigkeit verbindet. 
Noch gibt es ein klei-
nes Zeitfenster, in 
dem zukunftssichern-
de Reformen möglich 
sind, ohne dass akute 
Finanznöte zu harten, 
schnellen und damit 
womöglich ungerech-
ten Einschnitten füh-
ren.  
Was sollte passieren? 
� Zentrale Aufgabe 
muss es sein, dass 
endlich nicht mehr 
Politiker entscheiden, 
wann die Menschen 
in Rente gehen.  
� Das starre Ren-
teneintrittsalter ist 
eine Erfindung Bis-

marcks, und der ist seit 
122 Jahren tot.  
� Wir brauchen statt-
dessen einen flexiblen 
Renteneintritt nach 
schwedischem Vorbild.  
� Das sorgt zum ei-
nen für mehr finanziel-
le Stabilität, weil das 
dortige System samt 
Selbstbestimmung 
über den Renteneintritt 
und der unkomplizier-
ten Verbindung von 
(Teil-)Renten und Er-

werbstätigkeit im Alter 
dazu führt, dass die 
Menschen faktisch län-
ger im Beruf bleiben.  
� In Schweden gehen 
sie sogar später in Rente 
als im gesamten Rest 
Europas.  
� Zum anderen passt 
ein wirklich flexibler Ren-
teneintritt auch zu vielfäl-
tigeren Lebensläufen.  
� Exakt das schlagen 
wir auch für Deutschland 
vor. 



Wir, die Liberalen Senio-
ren Baden-Württembergs 
haben versprochen neu 
zu denken und Denkan-
stöße zu setzen! 
 
Wir alle kennen die drei  
Säulen der Altersversor-
gung. Bei vielen – nicht 
bei allen - bedeutet dies 
jeweils ein Drittel des 
Einkommens:   
• die staatliche Rente,  
• die betriebliche Al-

tersversorgung, Ver-
sorgungswerke 

• Rente / Einkommen 
aus privater Vorsorge 

Bei Bürgern, die alleine 
auf die Staatsrente ange-
wiesen sind, herrscht 

jetzt schon Schmalhans 
im Geldbeutel. Zumal der 
Staat ja weiterhin Steu-
ern und Sozialabgaben 
auf Renteneinkommen 
verlangt. 

 
Müssen wir deshalb 
langfristig umsteuern?  
Was müsste man tun? 
Was sind unsere Ziele? 
 
Das Hauptziel ist:     
Sichere Renten bei 
gleichzeitigem Erhalt des 
bereits erarbeiteten 
Wohlstandes. 
 
Keine Verlagerung von 
Ausgaben auf künftige 
Generationen. 
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Der Rentenbaukasten der Freien Demokraten  
Wir erwarten, 
dass in Zukunft 
der einmal ge-
wählte Beruf 
nicht mehr fürs 
ganze Leben vor-
hält.  
Wir werden mehr 
als zwei oder 
drei Berufe im 
Leben ausüben.  
Das bedeutet 
auch, dass zu-
künftig die Men-
schen zwischen 
öffentlicher An-
stellung, privat-
wirtschaftlicher 
Beschäftigung 
und Selbständig-
keit wechseln 
werden. 
Deshalb ist eine 
staatliche Ver-
rechnung der  
jeweiligen Ren-
tenansprüche 
ein absolutes 
MUSS.       

Andere Länder mit 
demographiefesten 
Rentensystemen, zum 
Beispiel die Niederlan-
de, die Schweiz oder 
auch Schweden, ge-
hen aus guten Grün-
den genau diesen 
Weg der kapitalge-
deckten Vorsorge. 
 
Ein Altersvorsorgede-
pot ohne engen Versi-
cherungsmantel wäre 
ein großer Schritt in 
die richtige Richtung.  
  
Damit könnte man 
das Beste aus Riester-
Rente (Zulagen-
Förderung), Rürup-
Rente (steuerliche 
Förderung) und dem 
amerikanischen 401k 
(Flexibilität und Rendi-
te-Chancen) vereinen. 

Wenn wir es dann 
auch noch Menschen, 
die zwischen Anstel-
lung, Selbständigkeit 
und Gründung hin und 
her wechseln wollen, 
ermöglichen, ihre je-
weiligen Rentenan-
sprüche aus allen Vor-
sorgeformen immer 
und unkompliziert mit-
nehmen zu können, 
schaffen wir ein echtes 
Baukastensystem für 
die Rente. 
 
Schließlich muss ein 
für alle Mal zielgerich-
tet gegen Altersarmut 
vorgegangen werden. 
Das gelingt mit  dem 
FDP-Vorschlag der Ba-
sisrente, die anders 
als die  sogenannte 
„Grundrente“ wirklich 
diejenigen Menschen 

aus der Grundsicherung 
holt, die im Alter nicht 
mehr haben als diese, 
obwohl sie gearbeitet 
und eingezahlt haben.  
 
Wer beherzt an diesen 
drei Stellschrauben 
dreht, sorgt für höheres 
Einkommen im Alter und 
kann zugleich einen trag-
fähigen Rentenbeitrags-
satz garantieren – und 
damit ein Rentensystem, 
auf das sich alle Genera-
tionen verlassen können.  
 
Christian Lindner meint: 
„Die Freien Demokraten 
glauben daran und wol-
len die Hoffnung auf Ver-
bündete nicht aufgeben. 
Auch wenn die CDU ei-
nem Liberalen dies aktu-
ell nun wirklich nicht 
leichtmacht.“   

Empfehlungen der Liberalen Senioren  

Screenshot 

Altersversorgung: 40 Jahre Arbeit, 

keine 1000 Euro Rente 

40 Jahre oder länger einzahlen und 
trotzdem weniger als 1000 Euro Rente 
im Monat herausbekommen: Das ist 
die Realität für 2,4 Millionen Rentnerin-
nen und Rentnern. Besonders niedrig 
sind die Renten von Frauen.   
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 Vier-Säulenmodell der Liberalen Senioren 
Dabei ist die Erkennt-
nis offensichtlich:  
Ist unser Staat, ist un-
sere  Regierung, sind 
unsere Behörden und 
Verwaltungen über-
haupt in der Lage und 
wollen dieses Ziel  er-
reichen?   
Zweifel sind erlaubt: 
denn manche wollen 
es aus wahltaktischen 
Gründen nicht! 
Wir schlagen deshalb 
als Empfehlung und als 

Forderung ein 4-
Punkte-programm vor, 
das uns zu einem Vier-
Säulen-Baukasten-
System der Rente 
führt.  
 
Wir bauen auf dem 
Beschluss des Bun-
desparteitages der 
FDP vom April 2016 
auf, in dem explizit auf 
eine „Moderne Alters-
vorsorge“ hingewiesen 
wird:  

 „Wir brauchen eine Mi-
schung aus umlagefinan-
zierter und kapitalge-
deckter Vorsorge, um die 
unterschiedlichen Risi-
ken und Stärken aus-
zugleichen.“   
 
Wir wollen diese Forde-
rung durch nachdrückli-
che Empfehlungen kon-
kretisieren:  
Deshalb schlagen wir ein 
Vier-Säulenmodell vor: 
 

Vorbedingungen 

Rückkehr zum ur-
sprünglichen Ge-
nerationenvertrag  
Der alte, bisherige 
Generationenver-
trag ist besser als 
von der Politik und 
der Presse darge-
stellt.  Allerdings 
muss die Renten-
formel angepasst 
werden, sowohl an 
den demografi-
schen Wandel wie 
auch an die Ein-
wanderungspolitik. 
Wichtig ist, den 
Faktor Lebenser-
wartung neu in die 
Berechnung einzu-
beziehen. 

Die Zweckentfrem-
dung der Renten-
kassen muss per 
Gesetz verboten 
werden. Seit 1957 
hat der Staat und 
seine Beamten der 
Rentenkasse im-
mer mehr versiche-
rungsfremde Leis-
tungen abverlangt, 
ohne sich um ei-
nen entsprechen-
den Ausgleich zu 
kümmern. Die 
Bundeszuschüsse 
an die Rentenkas-
se reichten und 
reichen bei weitem 
nicht aus, um die-
se versicherungs-
fremden Leistun-
gen zu finanzieren. 
Der Fehlbetrag in 
der Rentenkasse 
ist der Aktion De-
mokratische Ge-
meinschaft (ADG) 
zufolge auf mittler-
weile sage-und-
schreibe 811,9 
Milliarden Euro 
gewachsen. Das 
darf nicht sein und 
muss durch Gesetz 
verboten werden.  

 1. Maßnahme: flexibler Renteneintritt 
1. Selbstbestimmte fle-

xible Altersgrenze 
(siehe Schwedisches 
Modell)  

In Deutschland gibt es 
heute schon die 
Möglichkeit für Versi-
cherte, eine Alters-
versorgung bei be-
stimmten Vorausset-
zungen wahlweise 
zwischen der Vollen-
dung des 60. und 
65. Lebensjahres in 

Anspruch zu nehmen. 
Zuerst in der gesetzli-
chen Rentenversiche-
rung geregelt; in An-
passung daran auch 
in der privaten Le-
bensversicherung 
möglich und in der 
betrieblichen Alters-
versorgung ange-
strebt. Es geht aber 
nicht nur um die vor-
zeitige Inanspruchnah-
me sondern vor allem 

auch um die Möglichkeit 
des offiziellen Weiterar-
beitens bis zum 70. Le-
bensjahrs  und darüber 
hinaus. Wir fordern eine 
selbstbestimmte flexible 
Altersgrenze.   

Notwendige Maßnah-
me: 

�  Als erste Säule 

�Flexibler  
 Renteneintritt 

 



Am Lebensleistungs-
prinzip darf nicht ge-
rüttelt werden.  
 
Die Bürger sollen frei 
entscheiden können, 
wie lange und wo sie 
arbeiten wollen.   
 
Die Bürger sollen frei 
entscheiden können, 
wann sie in Rente 
gehen wollen. Immer 
mit der bekannten 
Konsequenz, je frü-
her in Rente desto 
weniger Auszahlung.  
 
Die alten Normen von 
früher gelten nicht 
mehr. Die Coronakrise 
hat dies deutlich auf-
gezeigt. „ Wir ALTEN“ 
wollen mehr Freiräume 

bei der Gestaltung von 
Arbeit und Freizeit.  
 
Ein starres Rentenein-
trittsalter wird der Le-

benswirklichkeit der 
meisten Menschen 
nicht mehr gerecht.  

Die Lebensläufe sind 
vielfältiger geworden.  

EIN erlernter Beruf hält 
nicht mehr für das 
ganze Leben vor.  

Oft sind inzwischen 
zwei oder drei ver-
schiedene Berufe 
im Laufe des Le-
bens Realität.  

An diese Wirklich-
keit müssen wir 
uns anpassen. 
Daraus folgt: ein 
fairer Ausgleich 
zwischen JUNG 
und ALT ist Vor-
aussetzung für die 
Akzeptanz unserer 

Altersversorgung.  

Und die Jungen müs-
sen sehen, was auf sie 
zukommt. 
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   2. Maßnahme: liberale Basis-Rente 
2. Nachhaltigkeitsfak-

tor muss wieder 
eingeführt werden.  

 
Über den Nachhal-
tigkeitsfaktor wer-
den die Auswirkun-
gen folgender wich-
tigen Faktoren bei 
der Rentenanpas-
sung berücksich-
tigt: 
 

• Lebenserwartung: 
Ein Anstieg der Le-
benserwartung 
führt zu längeren 
Rentenbezugszei-
ten und somit zu 
höheren Kosten. 
Eine verlängerte 

Lebenserwartung 
der Rentner dämpft 
die Rentenanpas-
sung. 

• Geburten: Die Jun-
gen zahlen die Ren-
te der Alten 
(Generationen-
vertrag). Die Anzahl 
der Geburten wirkt 
sich somit langfris-
tig positiv auf die 
Rentenanpassung 
aus. 

• Konjunktur: Eine 
gute Konjunkturent-
wicklung führt zu 
hohen Beschäfti-
gungszahlen und 
einer positiven Lohn
- und Gehaltsent-

wicklung. Beide Fakto-
ren beeinflussen den 
Nachhaltigkeitsfaktor 
positiv. 

Der Nachhaltigkeitsfak-
tor wurde ausgesetzt 
– damit kann das Sys-
tem nicht  langfristig 
funktionieren. 

 
Wir fordern die Wieder-

Aktivierung des Nach-
haltigkeitsfaktors.  

 
Notwendige Maßnah-

me: 
�  Als zweite Säule 

�  liberale 
  Basisrente  

 Exkurs: Kernforderungen 

Das Thema  
Todesfälle 
während der 
Rentenzeit  
behandeln wir 
in einem  
speziellen 
Newsletter im 
Laufe des  
Jahres  2021. 
 
Informationen 
zu Witwen-
renten finden 
Sie hier: 
 
https://
www.deutsche-
rentenversi-
cherung.de/ 
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 3. Maßnahme: kapitalgedeckter Staatsfond 

3. Einführung eines 
kapitalgedeckten 
Renten-Staatsfonds  

 
   Es gibt eine Reihe 

von höchst erfolgrei-
chen großen Staats-
fonds wie Norwegen 
oder Singapur. Für 
alle gilt, dass sie 
weltweit in erfolgrei-
che Unternehmen 
investieren und die 
Erträge ihren Bür-
gern als Rentenzah-
lungen weiterleiten. 
Bei der Kapitalanla-
ge werden alle pro-
fessionellen Instru-
mente eingesetzt 
und dies auch kos-
tengünstig. 

 
   Auch hier bleibt das 

Ziel das heutige 
Wohlstandsniveau 
für künftige Genera-
tionen zu erhalten.  

 
  Die Ökonomen Da-

niel Gros und Tho-
mas Mayer (2012) 
fordern einen 
„deutschen Vermö-
gensbildungsfonds“, 
der als Rücklagen- 
und Sparfonds be-
zeichnet werden 
kann. Sie ar-
gumentieren, 
dass ein sol-
cher Staats-
fonds u.a. 
durch hohe 
Leistungsbi-
lanzüber-
schüsse 
Deutschlands 
finanziert 

werden könnte. Ins-
besondere stünde 
dafür ein großer Teil 
von Auslandsforde-
rungen in Form von 
riskanten Hilfskredite 
für finanzschwache 
europäische Länder 
zur Verfügung. Ein 
Vermögensbildungs-
fonds würde dem-
nach vor allem Rück-
lagen und Devisen-
überschüsse für 
Deutschland langfris-
tig besser anlegen, 
um z.B. einen Staats-
fonds zu unterstüt-
zen. Es handelt sich 
hier nicht um einen 
durch Steuern oder 
Schulden finanzier-
ten Fonds, sondern 
um die Anlage vor-
handener Vermö-
genspositionen.“ (sie
he auch Bertelsmann 
Stiftung Nr.8 „Ein 
Staatsfonds für 
Deutschland“ März 
2017) 

 
  Weitere Alternativen 

einen Fonds zu füllen 
wären Subventionen 
umzuleiten wie z. B. 
die Zahlungen für die 
Riester-Zulagen, die 

ja aktuell wenig effektiv 
sind. 

  Des Weiteren besitzt 
die Bundesrepublik 
Goldreserven, die inzwi-
schen wohl bei 150 
Mrd. Euro liegen.  

Ein Teil dieses Vermö-
gens könnte die Grund-
lage eines neuen 
Staatsfonds bilden. 
Plünderungen dieses 
Staatsfonds sind per 
Gesetz ausgeschlos-
sen, da nur ein kleine-
rer Teil der jährlichen 
Erträge entnommen 
werden darf. Damit gibt 
es keine Versuchung 
Wahlgeschenke zu ver-
teilen. Auch der Korrup-
tion ist dann ein Riegel 
vorgeschoben. Für 
Staatsfonds gibt es 
„Allgemein akzeptierte 
Prinzipien und Prakti-
ken“ als Handlungsre-
geln.  

 
Notwendige Maßnah-
me:  
�  Als dritte  Säule    

�kapitalgedeckter 
Rentenstaatsfond    

Der Staatliche 
Pensionsfonds 
des Königreichs 
Norwegen  
(Statens pensjons-
fond) ist der größ-
te Staatsfonds der 
Welt (Stand Mai 
2018). Das ver-
waltete Vermögen 
belief sich am 31. 
Dezember 2018 
auf 8256 Milliar-
den norwegische 
Kronen, rund 828 
Milliarden Euro. 
[…]  

Der Fonds inves-
tiert seit 1998 
auch in Aktien und 
hat in den 20 Jah-
ren seither im 
Schnitt eine höhe-
re jährliche Rendi-
te als der deut-
sche Leitindex 
DAX erzielt. Mit 
dem Fonds sollen 
die staatlichen Öl-
einnahmen so in-
vestiert werden, 
um für die Zeit vor-
zusorgen, in der 
die Erdölreserven 
der Nordsee zur 
Neige gehen.  […]  

Die norwegische 
Regierung darf pro 
Jahr bis zu drei 
(früher: vier) Pro-
zent des Fondsvo-
lumens für gesell-
schaftliche Zwe-
cke abziehen. 
Quelle: Wikipedia 
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  Neben dem Girokon-
to und einem Depot 
kann jedes Finanzin-
stitut oder Versiche-
rung, oder Fondsge-
sellschaft, Lebens-
zeitkonten führen. 
Die Mindestlaufzeit 
könnte 20 Jahre 
sein. Gesamtlaufzeit 
ist flexibel zu gestal-
ten. Je länger die 
Laufzeit, je höher 
die Rente. Konten 
sind innerhalb der 
BRD übertragbar 
und können vererbt 
werden. Diese Kon-
ten haben ein klares 
Gebührenmodell, 
Pfändungsschutz, 
eine angeschlosse-
ne Berufsunfähig-
keitsversicherung ist 
denkbar, der Kreis 
der dafür zugelasse-
nen Finanzinstru-
mente wird regelmä-
ßig von einer exter-
nen Kommission 
angepasst, monatli-
che Mindesteinla-
gen sollten höher 
sein wie bei Riester-
verträgen und kön-
nen auf dem Giro-
konto angesammelt 
werden. 

 
Freie Auswahl der Fi-

nanzinstitute, 
Fondsgesellschaf-
ten, Versicherungen. 

Notwendige 
Maßnahme:  
�  Als vierte   

Säule     

�kapital-
gedeckte priva-
te Vorsorge   

4. Betriebsrenten – 
Pensionsfonds – 
Versorgungswerke 

 
Alle Betriebsrenten 

sollten durch eigens 
dafür geschaffene 
externe Fonds gesi-
chert werden. Es gibt 
eine ganze Reihe 
von hochprofessio-
nell geführten Vor-
sorgefonds. Aber lei-
der auch Firmen, 
auch staatseigene 
Betriebe, bei denen 
die Rückstellungen 
für spätere Renten-
zahlungen unverhält-
nismäßig hohe Aus-
maße erreicht ha-
ben.  

 
Das Prinzip der Vor-

sorge, die uns vor-
schwebt ist einfach 
und in anderen euro-
päischen Staaten 
schon lange etab-
liert. Für die Alters-
vorsorge investieren 
Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber freiwillig 
Beiträge in einen auf 
gesetzlicher Grund-
lage etablierten Vor-
sorgefonds. Dieser 
Fonds ist dabei aus-
schließlich den Anla-
geinteressen der 
Beitragszahler ver-
pflichtet. Es fallen 
keine Abschluss- 
und Vertriebsfolge-
provisionen an. Die 
Management- und 
Verwaltungskosten 
betragen nur ein 
Bruchteil des im Fi-

nanzvertrieb heute 
üblichen.  

 
Für alle Fonds und Ver-

sorgungswerke soll 
gelten: 

 
Kostengünstig  

Das private Vermögen 
fließt in den Vermö-
gensaufbau. Es fallen 
keine Ab- 

schluss- und Vertriebs-
folgeprovisionen an. 
Die Management- 
und Verwal- 

tungskosten sind auf 
das unbedingt Erfor-
derliche begrenzt. 

 
Einfach 
 Der Vorsorgefonds ist 

einfach zu verstehen. 
Auf komplizierte För-
der- und Zu- 

gangsbestimmungen 
wird ebenso verzich-
tet wie auf komplexi-
tätssteigernde 

Aspekte wie 
„zulagenschädliche 
Verwendung“. 

Die Umsetzung der 
kontinuierlichen Anla-
geentscheidungen 
über- 

nimmt eine dafür fach-
lich geeignete, ver-
trauenswürdige Insti-
tution auf 

 Grundlage klarer, ver-
ständlicher und nach-
vollziehbarer Regeln.  

 
Transparent   
Die privaten Anleger 

erhalten die für sie 
relevanten Informati-
onen in jährlichen 

Mitteilungen. Diese bein-
halten alle Kosten und 
Erträge. 

Steuerbefreiung für die 
Zeit der Kapitalanlage 

Alle Erträge, die in diese 
Vorsorgefonds einflie-
ßen, müssen steuerbe-
freit sein. 

Keine Besteuerung der 
Rente, keine Sozialab-
gaben in Zukunft  

Schon aus Gründen der 
Transparenz muss die 
nachgelagerte Besteue-
rung aus   Rentenein-
kommen wieder gestri-
chen werden. Durch 
transparente einfache 
Modellrechnungen 
müssen künftige Ren-
tenzahlungen jedem 
ersichtlich sein.  
Die Eigenvorsorge 
muss auch in Zukunft 
steuerfrei sein. 

 
Chancen auf zukunftssi-

chernde Erträge bewah-
ren. Kosten, Kosten, 
Kosten 

Das bedeutet die Kap-
pung der viel zu hohen 
Vertriebskosten und die 
Forderung nach deut-
lich größeren Freiheiten 
bei der Kapitalanlage.  

      Langfristige Invest-
ments in führende bör-
sennotierte Unterneh-
men, Teilhabe an dem 
wirtschaftlichen Erfolg, 
das sollte das Ziel sein. 

Die Private Vorsorge 
 
Die Eigenvorsorge braucht 

die Einführung eines Le-
bens-Zeit-Modell Kontos 
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Aktuelle  
Schlagzeilen: 
 
� Die öffentlich-
rechtlichen Rundfunk-
anstalten in Deutsch-
land schieben einen 
stetig wachsenden 
Rentenberg vor sich 
her. Für die kommen-
den vier Jahre werden 
rund zweieinhalb Mil-
liarden € Aufwand für 
die betriebliche Al-
tersfürsorge erwartet. 
Das Bonmot, ARD und 
ZDF seien eine Ren-
tenversicherung mit 
angeschlossener Pro-
grammabteilung, ver-
liert Jahr um Jahr an 
Witz. 
Neue Zürcher Zei-
tung 4.12.20    
 
�  Schlechte Noten 
für die Riester-Rente: 
Der Artikel der Bürger-
bewegung Finanzwen-
de bemängelt die ho-
hen Kosten durch an-

fallende Gebühren, 
Provisionen, der Versi-
cherungsunternehme
n wie auch der Fonds-
gesellschaften. In der 
Spitze bis zu 38%.  
Weinheimer Nach-
richten 4.12.2020 

 
Im Kern verdeutlicht 
die Studie, dass es 
aller Mühen wert ist, 
die Voraussetzungen 
für ein längeres Er-
werbsleben zu schaf-
fen. Eine Verlänge-
rung der Lebensar-
beitszeit bietet vielfa-
che Vorteile. Sie sta-
bilisiert die Finanzie-
rung der Rentenver-
sicherung, stärkt 
Wachstum und Be-
schäftigung und hilft 
bei der Altersvorsor-
ge heutiger und künf-
tiger Rentnergenera-
tionen.  
„Perspektive 2040“ 
Studie der PROGNOS 
AG; 2016 

Die aktuelle Diskussion um 
verschiedene Rentenmo-
delle ist hochkomplex und 
leider durch ideologische  
Denkmuster vorbelastet. 

Wir diskutieren die Proble-
matik  ressortübergreifend, 
weil  sowohl Fragen der 
Geldanlage als auch der 
Pflege eine Rolle spielen.  

 

Dr. Wolfgang Allehoff  
(LSI-AK-Leiter Rente)  

Mitglieder im AK  
Rente 

Karl-Heinz Weinert 
Hanspeter Gramespacher  

Dr. Horst Dilger 
 
                   Literaturquellen  
                   beim Hauptautor 
Wenn Sie Interesse  
und Zeit haben, 
arbeiten Sie in 
diesem AK mit ! 
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Wenn einer in den 
Ruhestand tritt und ihn 
keine Zeitnot mehr 
bedrängt, schenken 
ihm seine Kollegen 
gewöhnlich eine Uhr.  
 
Unbekannt  
 

Der Ruhestand hat so 
viel mit Ruhe zu tun, 
wie der Verstand mit 
stehen. 

Hermann Lahm  
 

Bei der 
Verabschiedung in den 
Ruhestand wird mehr 
gelobt als im Verlaufe 
des ganzen 
Berufslebens. 
 
Hermann Lahm  
 
Schönes 
Pensionistenleben:  
Ich muss nicht.  
Aber ich kann.  
 
Unbekannt 
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                                                  Zitate 

Der Arbeitskreis Rente 

www.liberale–senioren-bw.de 

Schwierig ist der 
Ruhestand für jene, 
die sich in die Arbeit  
geflüchtet haben und 
nun keinen 
Fluchtpunkt mehr 
finden. 
 
Ernst Reinhardt 
 
 

Mancher 
Abteilungsleiter wird 
im Ruhestand 
Hilfskraft der 
Ehefrau. 

 
Hermann Lahm  
 
 

Als Rentner kann 
mich niemand mehr 
rauswerfen, wenn ich 
mich politisch 
betätige. 
Das ist die neue 
Freiheit. 
Bürgerschaftliches 
Engagement zu 
100% bei freier Wahl 
der Sachthemen. 
 
Karl-Heinz Weinert 


